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TOP 4.1

Auswirkungen der Corona-Pandemie
a) Auf den Verkehrsbereich (u.a. ÖPNV-Rettungsschirm)

Die Unternehmen des ÖPNV wurden von der Corona-Pandemie stark getroffen. Durch
die Pandemie sind die Fahrgastzahlen erheblich eingebrochen. Nach Angaben des 
Verbandes Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) gingen die Fahrgastzahlen wäh- 
rend der Ausgangsbeschränkungen im Frühjahr 2020 um teilweise bis zu 80 Prozent im 
Vergleich zu Referenzwerten zurück. 

Der Bund hat die Länder durch die einmalige Erhöhung der Regionalisierungsmittel im 
Jahr 2020 mit 2,5 Mrd. Euro zusätzlich bei der Finanzierung des ÖPNV unterstützt. Die-
ser Betrag ergab sich als Hälfte der damals für das Jahr 2020 prognostizierten pande-
miebedingten finanziellen Ausfälle für den ÖPNV in Höhe von 5 Mrd. Euro. Diese Scha-
densprognose ist nicht eingetreten. Nach aktuellen Berechnungen des VDV belaufen
sich die Einnahmeverluste für das Jahr 2020 auf insgesamt 3,3 Mrd. Euro. Die vollstän-
dige Auszahlung der zusätzlichen Regionalisierungsmittel an die Länder ist gleichwohl
zum 14. August 2020 erfolgt. Die Länder passen die Verteilung der Mittel nachträglich
an den jeweils tatsächlich entstandenen Schaden an und haben bis zum 31. Dezember
2021 einen Nachweis über die Verwendung der Mittel zu erbringen. Zum jetzigen Zeit-
punkt liegen daher noch keine Informationen über die tatsächliche Mittelverwendung 
und zu den zusätzlich eingesetzten eigenen Landesmitteln vor. 

Ob und ggf. wann sich die Fahrgastzahlen wieder im vor der Pandemie üblichen Be- 
reich bewegen, ist derzeit noch nicht absehbar. Der Branchenverband VDV und seine
Mitgliedsunternehmen rechnen bereits mit Einnahmeausfällen von weiteren 3,6 Mrd. 
Euro über das gesamte Jahr 2021. Der von Bund und Ländern für das Jahr 2020 zur 
Verfügung gestellte Rettungsschirm wird nach Berechnungen des VDV noch etwa bis
Ende des ersten Quartals 2021 reichen. Im Rahmen einer Sonder-VMK am 26. Februar
2021 haben die Länder den Bund dazu aufgefordert, die Regionalisierungsmittel für das 
Jahr 2021 um mindestens 1,0 Mrd. Euro zu erhöhen. 

 


